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Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. II, ee 


(Nr. 7990.) Geſetz, betreffend einige Abänderungen der Geſetze vom 30. Mai 1820. und 
19. Juli 1861. wegen Entrichtung der Gewerbeſteuer. Vom 20. Marz 1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


wrordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
as folgt: ’ 


ik 
Die Veranlagung der Gewerbefteuer für das Müllergewerbe erfolgt fortan 
nicht mehr nach den in der Beilage B. zu dem Geſetze wegen Entrichtung der 
Gewerbeſteuer vom 30. Mai 1820. (Geſetz⸗Samml. S. 147.) unter J. ent. 
haltenen Vorſchriften. Dagegen iſt das Müllergewerbe bei einem Betriebe von 
edeutendem Umfange mit der Gewerbeſteuer vom Handel in der Klaſſe A. I. 
($. 2. zu 2. des Geſetzes vom 19. Juli 186 J., Geſetz-Samml. S. 697.) und bei 
einem Betriebe von mittlerem Umfange mit der Gewerbeſteuer vom Handel in 
der Klaſſe A. II. (5. 2. zu 1. a. a. O.) unter den übrigen Fabrik- und Handels⸗ 
Unternehmungen zu veranlagen. Das Müllergewerbe, welches lediglich oder weit 
überwiegend gegen Lohn oder ſonſt in geringem Umfange betrieben wird, unter⸗ 
iegt der Gewerbeſteuer vom Handwerk (Beilage B. zum Geſetze vom 30. Mai 
820. unter I.). Daſſelbe ift gemeinſchaftlich mit den übrigen Handwerken des 
teuerbezirks zu veranlagen, die im F. 12. des Geſetzes vom 30. Mai 1820. 
dem andwerke eingeräumte Steuerfreiheit findet jedoch auf das Müllergewerbe 

eine Anwendung. 

Bei den Vorſchriften der $$. 14. und 15. des Geſetzes vom 30. Mai 

1820. behält es ſein Bewenden. 9 0 


Solche Handwerker, welchen auf Grund des $. 21. unter 2. des Geſetzes 

dom 19. Juli 1861. der Betrieb des Gewerbes ſteuerfrei geftattet wird, find bei 

erechnung der Handwerksſteuer des Steuerbezirks mit Mittelſätzen nicht in An⸗ 
atz zu bringen. 5 

F. 3. 


Die in der Beilage B. zu dem Geſetze vom 30. Mai 1820. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 147.) unter Nr. 12. Littr. A. bis E. und Littr. H. und durch die 
Jahrgang 1872. (Nr. 7990-7991.) 39 Ka⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 8. April 1872. 


— 286 — 
Kabinetsorder vom 24. November 1843. (Geſetz-Samml. S. 350.) 7 en 
benen Abſtufungen der Steuerſätze werden in der Art vermehrt, daß auch Steuer⸗ 
ſätze von 3, 5 und 7 Thalern zuläſſig ſind. 
§. 4. 

Das gegenwärtige Geſetz, zu deſſen Ausführung der Finanzminiſter das 
Erforderliche anzuordnen hat, kommt zuerſt bei der Veranlagung der Gewerbe⸗ 
ſteuer für das Jahr 1873. in Anwendung. 

. AUrkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 20. März 1872. 


(J. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. Gr. zu Eulen burg. 
Camphauſen. Leonhardt. Falk. 


(Nr. 7991.) Geſetz, betreffend die öffentlichen Immobiliar-Feuerverſicherungs-Anſtalten in 
der Provinz Schleswig-Holſtein. Vom 23. März 1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dt. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


8. 1. 
Mit dem 1. Januar 1873. geht die Verwaltung der in der Provinz Schles⸗ 
age auf Grund der Geſetze vom 16. Mai 1769., 20. Jun 1776. 
3 . 1777. und 13. Oktober 1837, beſtehenden Immobiliar⸗Feuerverſicherungs⸗ 
Anſtalten 


1) für die Städte, 

2) für die Aemter und Landſchaften, 

3) für die Landkirchen, 
als fortan provinzialſtändiſcher Inſtitute unter ſtaatlicher Dberaufficht auf den 
provinzialſtändiſchen Verband der Provinz Schleswig ⸗Holſtein und deſſen Or⸗ 
gane über. 8. 2 


An Stelle der bisherigen gleichen Beitragspflicht aller Intereſſenten foll 
eine das Beitragsverhältniß mit Rückſicht auf Beſchaffenheit, Lage und Be⸗ 
nutzungsart der Gebäude, ſowie auf andere für die Brand efährlichkeit erhebliche 
Umſtände ordnende Klaſſifikation treten, welche von dem Provinziallandtage mit 
Genehmigung des Oberpräſidenten feſtzuſtellen iſt. ' 

Nach durchgeführter Klaſſifikation erfolgt die Vereinigung der drei Ver⸗ 
5 in Eine Anſtalt. 

er Zeitpunkt, mit welchem dieſe Vereinigung in Kraft tritt, wird von 
dem Oberpräſidenten durch das Amtsblatt bekannt gemacht. Nit 


Mit dieſem Zeitpunkte erfolgt für jede der bisherigen drei Anftalten in 
Anſehung ſaͤmmtlicher Intereſſenten derſelben eine Feſtſtellung der bisherigen Ver⸗ 
pflichtungen, beziehungsweiſe Berechtigungen. Dieſe Feſtſtellung iſt auf Grund 
der bis dahin für jede Anſtalt maßgebend geweſenen Beſtimmungen und auf 
Koſten der früheren Anſtalten, indeſſen durch die Verwaltungsorgane der neuen 
Anſtalt, vorzunehmen und in der Weiſe abzuſchließen, daß jede der bisherigen 
Anſtalten ihre Verbindlichkeiten aus ihren eigenen Mitteln reſp. aus den Beiträgen 
ihrer bisherigen Mitglieder berichtigen muß. 

Etwaige Baarbeſtände, welche einer der bisherigen Anſtalten nach beendigter 
Liquidation ihrer Geſchäfte noch verbleiben ſollten, gehen auf die neue Anſtalt 
über und dienen zur Begründung eines von derſelben zu ſammelnden Reſervefonds. 

$. 3. 

Die zur Zeit beſtehende geſetzliche Verpflichtung zur Verſicherung der Ge⸗ 
bäude wird Son 1. Januar 1878. an aufgehoben; jedoch darf der Austritt aus 
der bezüglichen Verſicherungsanſtalt nicht ſtattfinden ohne Einwilligung der pro- 
tofollitten Gläubiger und Realberechtigten, beziehungsweiſe ohne den Nachweis, 
daß ſolche nicht vorhanden find. 8 4 


Die von den bisherigen Intereſſenten der Anſtalten aufgebrachten Penſions⸗ 
onds für das Perſonal des Brandverſicherungs⸗Komtoirs und für die Brand⸗ 
irektoren gehen von dem im F. 1. beſtimmten Zeitpunkte ab gleichfalls auf den 
Provinzialftändifchen Verband über, mit der Verpflichtung jedoch, die aus jenen 
Fonds ſeither bewilligten oder an feſt angeſtellte Beamte des gedachten Komtoirs 
reſp. an Brand⸗Direktoren künftighin von der Regierung zu Schleswig noch zu 
bewilligenden Penſionen, Wartegelder und Unterſtützungen fortzuzahlen. 
8 Die bei den bisherigen Anſtalten definitiv angeſtellten Brand⸗Direktoren 
ſind verpflichtet, im Falle ſie von der veränderten Verwaltung zu einer Anſtellung 
mit mindeſtens gleicher Einnahme und unter Wahrung der ihnen nach den jetzigen 
deceden zuſtehenden Penſionsanſprüche berufen werden, dieſe Anſtellung zu 
ernehmen. 

In Falle die Berufung nicht erfolgt, tritt die einſtweilige Penſionirung 

unter Gewährung von Wartegeld ein. 
$. 5. 

Die den bisherigen Anſtalten geſetzlich zuſtehenden Privilegien in Anſehung 
der Freiheit von Stempel und Sporteln, und der Priorität im Konkurſe gehen 
auf die vereinigte Anſtalt über, gleichwie die letztere auch hinſichtlich des Ver⸗ 
ſicherungszwanges, fo lange dieſer noch befteht (§. 3.), an die Stelle der erſteren tritt. 

$. 6. 

Sobald die im F. 2. gedachte e SL erfolgt, geht das Vermögen 
der Spezial⸗Brandkaſſen der zur ſtädtiſchen Brandkaſſe vereinigten Orte in das 
Eigenthum der barten Stadtkommunen über, dagegen entſcheidet der Ober⸗ 
Präfident nach Anhörung der betreffenden Kommunen, in welcher Weiſe das 
Vermögen der ländlichen Diſtrikts⸗Brandkaſſen unter die zu denſelben gehörigen 

ommunen vertheilt werden ſoll. 
(Nr. 79917992.) 39° 8 


1 


8521. f 
Die näheren Beſtimmungen über die Organiſation, die Verwaltungsgrund⸗ 
ſätze und die Geſchäftsformen der Anſtalten keſp. der vereinigten Anſtalt find 
durch Beſchluß des Provinziallandtages mit Unſerer Genehmigung feſtzuſtellen. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 23. März 1872. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. Camphauſen. Falk. 


(Nr. 7992.) Geſetz, betreffend die Erweiterung des Staats⸗Eiſenbahnnetzes, die Vermehrung 
des Betriebsmaterials der Staatsbahnen, ſowie die Ertheilung der In- 
demnität bezüglich der Verwendung von Erſparniſſen bei dem durch Gefeh 
vom 2. Juli 1859. bewilligten Fonds zum Umbau des Bahnhofes der 
Niederſchleſiſch⸗Mäarkiſchen Eiſenbahn in Berlin. Vom 25. Maͤrz 1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


F. 1. 
Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten iſt ermächtigt, 
für Rechnung des Staates 
1) eine Eiſenbahn von Tilfit nach Memel mit feſter Ueberbrückung des Memel 
bei Tilſit mit einem Koſtenaufwande von 5,800,000 Thalern, 
2) eine Eiſenbahn von Bebra nach Friedland nebſt 
einer Zweigbahn von Niederhone nach Eſchwege 


mit einem Koſtenaufwande voeͤ n 7,600,000 . 
3) eine Eiſenbahn von Harburg nach Stade mit einem 
Koſtenaufwande voe nn 3,300,000 . 


4) Behufs Abkürzung der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen 
Eiſenbahn eine Eiſenbahn von Arnsdorf nach Gaſſen 


mit einem Koſtenaufwande voe˖nnnnnn 5,100,% ⸗ » 
5) eine Eiſenbahn von Eſchhofen nach Camberg mit 
einem Koſtenaufwande voeXaernnnnnnn 950,000 


auszuführen, und 
6) zur Vermehrung des Betriebsmaterials der Staats- 
Eiſenbahnen den Betrag vorn 4,250,000 . 


„u Seen zuſammen .. 27,000,000 Thaler 
Der Bau der Bahn von Tilſit nach Memel ſoll jedoch nicht früher in 
Angriff genommen werden, als bis der zum Bau erforderliche geſammte Grund 
und Boden von den betheiligten Kreiſen unentgeltlich und bedingungslos zur 
Verfügung geſtellt ift. 3 
n 
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In Betreff der Eiſenbahn von Harburg nach Stade wird die Königliche 
Staats de terung ermächtigt, innerhalb Jahresfriſt dieſe Unternehmung an eine 
Privatge küſchatt zu übertragen, falls dieſe Geſellſchaft zugleich den Ausbau eines 
Hafens in Sudafen, ſowie die Fortführung der Eiſenbahn von Stade bis dahin 
5 und dem Staate alle ihm bis dahin erwachſenen Herſtellungskoſten 

attet. 

$. 2. 

„Der zu dieſen Anlagen und Beſchaffungen erforderliche Geldbedarf iſt in 
Höhe von 2 Millionen Thaler aus den Beſtänden des Staats-⸗Aktivkapitalien⸗ 
fonds zu entnehmen und im Uebrigen durch Veräußerung eines entſprechenden 
Betrages von Schuldverſchreibungen aufzubringen; im Jahre 1872. ſind jedoch 
nicht mehr als 14,000,000 Thaler, im Jahre 1873. nicht mehr als 10,000,000 
Thaler flüſſig zu machen. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen bis zur Erfüllung 

der nach den vorſtehenden Beſtimmungen zuläſſigen Summen, zu welchem Zins- 
faß, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schuld- 
verſchreibungen verausgabt werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. 
5 Im een kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe, wegen 
Annahme derſelben als pupillen⸗ und depoſitalmäßige Sicherheit und wegen 
Verjährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869. 
(Geſetz⸗Samml. S. 1197.) in Anwendung. 


5. 3. 
Jede Verfügung der Staatsregierung über die im $. 1. bezeichneten Eiſen⸗ 
bahnen durch Veräußerung bedarf zu ihrer Rechtsgültigkeit der Zuſtimmung 
beider Häuſer des Landtages. 


$. 4. 

Die Verwendung der bei den Fonds für die vollftändige Ausrüſtung der 

Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn mit einem Doppelgeleiſe (Geſetz vom 2. Juli 

1859.) im Betrage von 696,071 Rthlrn. 28 Sgr. 8 Pf. erzielten Erſparniſſe 

zum Umbau des Bahnhofes Berlin der gedachten Eiſenbahn wird nachträglich 
genehmigt. 855 5 


Die Ausführung dieſes Geſetzes wird dem Miniſter für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten und dem Finanzminiſter übertragen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 25. März 1872. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Camphauſen. Falk. 


(Nr. 7992-7993.) (Nr, 7993.) 


a 


Be 


(Nr. 7993.) Privilegium wegen Emiſſion von 10,000,000 Thalern Prioritäts-Obligationen 
der Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 27. März 
1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen e. 


Nachdem die Berlin-Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft darauf 
angetragen hat, ihr Behufs Ausführung der von Uns konzeſſionirten Eiſenbahn⸗ 
anlagen von Biederitz bis zur Preußiſch⸗Deſſauiſchen Landesgrenze und von 
Zehlendorf nach Kohlhaſenbrück, ſowie Behufs allgemeiner Kündigung und Ein⸗ 
löſung der auf Grund des Privilegiums vom 11. Januar 1869. (Geſetz⸗Samml. 
1869. S. 203.) emittirten Prioritäts⸗ Obligationen Littr. D. im Betrage 
von »ſieben Millionen Thaler«, ſowie endlich Behufs Herſtellung von Beamten⸗ 
und Arbeiterwohnungen und eventuell Behufs Vermehrung des Betriebsmate⸗ 
rials die Ausſtellung auf den Inhaber lautender und mit Zinskupons verſehener 
Obligationen im Betrage von »zehn Millionen Thaler« zu geſtatten, ſo er⸗ 
theilen Wir in Gemäßheit des Geſetzes vom 17. Juni 1833., betreffend die 
Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungs verpflichtung an jeden Inhaber 
enthalten, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung 
zur Emiſſion der gedachten Obligationen unter den folgenden Bedingungen. 


$. 1. 
f Die in Höhe von 10,000,000 Thalern zu emittirenden Obligationen, auf 
deren Rückſeite ein Abdruck dieſes Privilegiums beigefügt wird, werden nach dem 
beiliegenden Schema A. mit der Bezeichnung 
»Littr. D. neue Emiffion« 


in Apoints von 1000, 500, 200 und 100 Thalern unter fortlaufenden Num- 
mern, und zwar in Apoints zu 1000 Thalern unter Nr. 1. bis 1000. zum Be⸗ 
trage von Einer Million Thaler, in Apoints zu fünfhundert Thalern unter 
Nr. 1001, bis 6000. zum Betrage von zwei und einer halben Million Thaler, in 
Apoints zu zweihundert Thalern unter Nr. 6001. bis 18,500. zum Betrage von 
zwei und einer halben Million Thaler und in Apoints zu Einhundert Thalern 
unter Nr. 18,501. bis 58,500. zum Betrage von vier Millonen Thaler aus⸗ 
gefertigt und von drei Mitgliedern des Direktoriums und dem Rendanten der 
Geſellſchaft unterſchrieben. 


. 2. 


Die Inhaber der zu emittirenden Obligationen ſind auf Höhe der darin 
verfchriebenen Kapitalbeträge und der dafür nach $. 3. zu zahlenden Zinſen 
Gläubiger der Berlin⸗Potsdam⸗ Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft. Sie haben 
in dieſer Eigenſchaft vor den Inhabern der Stammaktien und in Anſehung 
der von Magdeburg nach Helmſtedt und Jan ham, von Biederitz nach der Preu⸗ 
ßiſch⸗Deſſauiſchen Landesgrenze und von Zehlendorf nach Kohlhaſenbrück führen⸗ 
den Bahnen, auch vor den Inhabern der nach dem landesherrlichen Privilegium 
vom 17. Auguſt 1845. (Geſetz⸗Samml. S. 572.) kreirten, mit »Littr. 4 

un 


hi un 
N 9 


und B.« bezeichneten Obligationen der Potsdam⸗Magdeburger delete 
ſchaft im urſprünglichen Betrage von 2,367,000 Thalern, ſowie der durch Unſer 
Privilegium vom 25. Auguſt 1862. (Geſetz⸗Samml. S. 261.) kreirten, mit 
»Littr. C. neue Emiffion« bezeichneten Obligationen der Berlin⸗Potsdam⸗Magde⸗ 
burger Sifenbaßngefeiihaft im urſprünglichen Betrage von 7,000,000 Thalern 
ein unbedingtes Vorzugsrecht. Den Inhabern der auf Grund der vorerwähnten 
Privilegien emittirten Prioritäts⸗Obligationen verbleibt dagegen in Anſehung des 
übrigen Geſellſchaftsvermögens das ihnen verſchriebene Vorzugsrecht. 

AInsbeſondere wird den gekündigten älteren Prioritäts⸗Obligationen Littr. D. 
bis * der nach Maßgabe des $. 8. des betreffenden Privilegs vom 11. Januar 
1869. längſtens binnen 10 Jahren zu bewirkenden Einlöſung reſp. bis zur Des 
ponirung ihres Betrages ebenfalls die ihnen verſchriebene Priorität Wen abe be 


§. 3. 
Die Obligationen werden mit vier und einem halben Prozent jährlich ver- 


inſt. Zur Erhebung dieſer Zinſen werden den Obligationen zunächſt für ſechs 
Hahte zwölf Balbjähtige, am 2. Januar und 1. Juli der betreffenden Jahre zahl. 


‚dare Zinskupons Nr. 1. bis 12. nebſt Talons nach dem sub B. beigefügten 
7 Schema beigegeben. Beim Ablaufe dieſer und jeder folgenden ſechsjährigen 


Jeriode werden nach vorgängiger öffentlicher Bekanntmachung neue Zinskupons 
für anderweite ſechs Jahre ausgereicht. 

Die Ausreichung erfolgt an den Präſentanten des Talons, durch deſſen 
Rückgabe zugleich über den Empfang der neuen Serie Zinskupons nebſt Talons 
3 wird, ſofern nicht vorher dagegen von dem Inhaber der Obligation beim 
Direktorium der Geſellſchaft ſchriftlich Widerſpruch erhoben worden iſt. Im Falle 
eines ſolchen Widerſpruchs erfolgt die Ausreichung einer neuen Serie Zins⸗ 
kupons nebſt Talon an den Inhaber der Obligation. 


$. 4. l 
Die Anſprüche auf Zinsvergütung erlöſchen und die Zinskupons werden 
ungültig und werthlos, wenn dieſe nicht binnen vier Jahren nach der Verfallzeit 
zur Zahlung präſentirt werden. \ 
$. 5. 


Die Verzinſung der Obligationen hört an dem Tage auf, an welchem fie 
zur Zurückzahlung fällig ſind. Wird dieſe in Empfang genommen, fo müſſen 
falle die ausgereichten Zinskupons, welche ſpäter als an jenem Tage ver⸗ 
fallen, mit der fälligen Obligation eingereicht werden; geſchieht dies nicht, fo 
wird der Betrag der fehlenden Zinskupons von dem Kapitale gekürzt und zur 
Einlöſung dieſer Kupons verwendet. 
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Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, zur allmäligen Amortiſation der Obliga⸗ 
tionen vom Jahre 1877. ab jährlich die Summe von funfzigtauſend Thalern 
nebſt den erſparten Zinſen der amortiſirten Obligationen zu verwenden. Du 
(Nr, 7998.) es 


= ww 

Geſellſchaft bleibt jedoch das Recht vorbehalten, mit Genehmigung Unſeres 
Handelsminiſters ſowohl dieſen Amortiſationsfonds zu verſtärken und dadurch 
die Beendigung der allmäligen Amortiſation zu beſchleunigen, wie auch mit der⸗ 
ſelben Genehmigung alle im Umlauf befindlichen Obligationen auf einmal zu 
8 Dieſe allgemeine Kündigung darf jedoch nicht vor dem Jahre 1878. 
eſchehen. 
5 Die Nummern der jedes Jahr zu amortifirenden Obligationen werden 
durch das Loos beſtimmt. Die Auslooſung muß ſpäteſtens im erſten Quartale 
des Jahres, worin die Zahlung zu leiſten ift, erfolgen. Die Auslooſung geſchieht 
Seitens des Direktoriums mit Zuziehung eines das Protokoll führenden Notars 
in einem 14 Tage zuvor einmal öffentlich bekannt gemachten Termine, zu welchem 
Jedermann der Zutritt freiſteht. : 

Die Bekanntmachung der ausgelooſten Obligationen ſowie einer allgemei⸗ 
nen Kündigung der Obligationen erfolgt durch dreimalige Einrückung in die 
öffentlichen Blätter (§. 11.) die erſte Einrückung muß mindeſtens drei Monate 
vor dem beſtimmten Zahlungstermine ſtattfinden. Die Einlöſung der aus. 
gelooften Obligationen geſchieht am 1. Juli jeden Jahres — zuerſt am 1. Juli 
1877. — die Einlöſung der allgemein gekündigten Obligationen kann ſowohl am 
2. Januar als am 1. Juli jeden Jahres ſtattfinden. Die Rückzahlung erfolgt 
in beiden Fällen nach dem Nennwerthe gegen Auslieferung der Obligationen an 
deren Präſentanten. Die in Folge der Auslooſung eingelöſten Obligationen 
werden unter Beobachtung der oben wegen der Auslooſung vorgeſchriebenen 
Form verbrannt, wogegen die Geſellſchaft die in Folge der allgemeinen Kün⸗ 
digung ihrerſeits oder der Rückforderung Seitens der Gläubiger ($. 9.) eingelöſten 
Obligationen wieder ausgeben darf. Ueber die Ausführung der Tilgung wird 
dem betreffenden Eiſenbahn⸗Kommiſſariate alljährlich Nachweis geführt. 


$. 7. 


„Sollen angeblich verlorene oder vernichtete Obligationen mortifizirt werden, 
ſo wird ein gerichtliches Aufgebot nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmun⸗ 
en erlaſſen. Für dergeſtalt mortifizirte, ſowie auch für zerriſſene oder ſonſt un⸗ 
1 gewordene, an die Geſellſchaft zurückgelieferte und gänzlich zu kaſſirende 
Obligationen werden neue dergleichen ausgefertigt. 

Zinskupons und Talons können weder aufgeboten, noch mortiſtzirt werden; 
jedoch ſoll demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der 
Verjährungszeit N 4.) bei dem Direktorium der Geſellſchaft anmeldet und den 
ſtattgehabten Beſiz der Kupons durch Vorzeigung der betreffenden Obligation 
oder ſonſt in glaubhafter Weiſe nach dem hierüber allein entſcheidenden Ermeſſen 
des Direktoriums wahrſcheinlich macht, nach Ablauf der Verjährungszeit der Ber 
trag der angemeldeten und bis dahin nicht realiſirten Zinskupons gegen Quittung 
ausgezahlt werden. s 

981 


Die Nummern der zur Zurückzahlung fälligen, nicht zur Einlöſung vor- 
ezeigten Obligationen werden während der nächſten drei Jahre nach dem Zah 
ungstermine jährlich einmal von dem Direktorium der Geſellſchaft * der 

Empfang⸗ 
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Empfangnahme der Zahlung öffentlich aufgerufen. Die Obligationen, welche 
nicht innerhalb zehn Jahren nach dem letzten öffentlichen Aufrufe zur Einlöſung 
vorgezeigt werden, ſind werthlos, und iſt dies von dem Direktorium unter An⸗ 
gabe der werthlos gewordenen Nummern alsdann öffentlich zu erklären. Die 
Geſellſchaft hat wegen ſolcher Obligationen keinerlei Verpflichtungen mehr. 


$. 9. 


Außer dem im F. 6. gedachten Falle find die Inhaber der Obligationen 
farbene deren Nennwerth in folgenden Fällen von der Geſellſchaft zurückzu⸗ 
ordern: 8 
a) wenn fällige Zinskupons, ungeachtet ſolche zur Einlöſung präſentirt 

worden, länger als drei Monate unberichtigt bleiben; 

b) wenn der Transportbetrieb auf den zum Unternehmen der Berlin⸗Potsdam⸗ 
Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft gehörigen Eiſenbahnen mit Dampf⸗ 
wagen oder mit anderen, dieſelben erſetzenden Maſchinen durch Schuld 
der Geſellſchaft länger als ſechs Monate ganz aufhört; 

e) wenn die im F. 6. der Geſellſchaft zur Pflicht gemachte allmälige Aus⸗ 
loofung und Einlöſung der Obligationen nicht inne gehalten wird. 

In den Fällen zu a. und b. kann das Kapital an demſelben Tage, wo 
einer dieſer Fälle eintritt, zurückgefordert werden; in dem Falle zu c. iſt dagegen 
eine dreimonatliche Kündigungsfriſt zu beobachten. 

Das Recht der Zurückforderung dauert in dem Falle zu a. bis zur Be⸗ 
zahlung des betreffenden Zinskupons, in dem Falle zu b. bis zut Wiederher⸗ 
ſtellung des unterbrochenen Transportbetriebes; das Recht der Kündigung in dem 
Falle zu ©. dauert drei Monate vom Schluſſe des Quartals ab, in welchem 
(efr. F. 6.) die Auslooſung ſpäteſtens hätte erfolgen ſollen. Die Kündigung 
verliert indeſſen ihre rechtliche Wirkung, wenn die Geſellſchaft die nicht eingehal⸗ 
tene Amortiſation nachholt und zu dem Ende binnen längſtens drei Monaten nach 
erfolgter Kündigung die Auslooſung und Einlöfung der zu amortiſirenden Prio⸗ 
ritäts⸗Obligationen nachträglich bewirkt. 


F. 10. 

Zur Sicherung der Verzinſung und Tilgung der Schuld wird feſtgeſetzt: 
a) Die vorgeſchriebene Verzinſung und Tilgung der Obligationen geht der 
Zahlung der Zinſen und Dividenden an die Aktionaire der Geſellſchaft vor. 

b) Bis zur Tilgung der Obligationen darf die Geſellſchaft keine zur Eifen- 
bahn und zu den Bahnhöfen erforderlichen Grundſtücke verkaufen; dies 
bezieht ſich jedoch nicht auf die außerhalb der Bahn und der Bahnhöfe 
befindlichen Grundſtücke, auch nicht auf ſolche, welche innerhalb der Bahn⸗ 
höfe etwa an den Staat oder an Gemeinden zur Errichtung von Poft-, 
Telegraphen-, Polizei- oder ſteuerlichen Einrichtungen, oder welche zu 
Packhöfen oder Waarenniederlagen abgetreten werden möchten. Für den 
Fall, daß Unſere Gerichte einen Nachweis darüber erfordern ſollten, ob 
Jahrgang 1872. (Nr. 7993.) 40 ein 


a 
ein Grundſtück zur Eiſenbahn oder zu den Bahnhöfen erforderlich ſei 
oder nicht, genügt ein Atteſt des betreffenden Eiſenbahn⸗Kommiſſariats. 

e) Die Geſellſchaft darf weder Prioritäts⸗Aktien oder Obligationen kreiren, 
noch neue Darlehne aufnehmen, es ſei denn, daß für die jetzt zu emit⸗ 
tirenden Obligationen das Vorzugsrecht ausdrücklich ſtipulirt werde. 

d) Zur Sicherheit für das im $. 9. feſtgeſetzte Rückforderungsrecht iſt den 
Inhabern der Obligationen von der Berlin⸗Potsdam⸗ Magdeburger Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft das Geſellſchaftsvermögen verpfändet. 

Die vorſtehend unter b. erlaſſene Beſtimmung ſoll ſich jedoch auf bie 
jenigen Obligationen nicht beziehen, die zur Rückzahlung fällig erklärt nicht 
innerhalb ſechs Monate nach Verfall zur Empfangnahme der Zahlung gehörig 
präſentirt werden. 

§. 11. 


Alle in dieſem Privilegium vorgeſchriebenen öffentlichen Bekanntmachungen 
müſſen in den Staatsanzeiger, in eine zweite in Berlin erſcheinende und in die 
Magdeburger Zeitung eingerückt werden. a 

Sollte eines dieſer Blätter eingehen, ſo genügt die Bekanntmachung in 
den beiden anderen bis zur anderweitigen mit Genehmigung Unſeres Handels— 
miniſters zu treffenden Beſtimmung. N 


l. 12. 


Auf die Zahlung der Obligationen wie auch der Zinskupons kann kein 
Arreſt bei der Geſellſchaft angelegt werden. 


Zu Urkund deſſen haben Wir das gegenwärtige Privilegium Allerhöchſt⸗ 
eigenhändig vollzogen und unter Unſerem Königlichen Inſiegel ausfertigen laſſen, 
ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befrie— 
digung eine Gewährleiſtung von Seiten des Staates zu geben oder Rechten 
Dritter zu präjudiziren. 


Gegeben Berlin, den 27. März 1872. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


Schema A. 


Zur 
Schema A. 


Prioritaͤts-Obligation 
der 
Berlin-Potsdam-Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft 
Littr. D. Neue Emiſſion M..... 


über 


1 Thaler Preußiſch Kurant. 


Anbaber dieſer Obligation hat auf Höhe von Thalern Preußiſch 
Kurant Antheil an dem in Gemäßheit des umſtehend abgedruckten Allerhöchſten 
Privilegiums emittirten Kapitale von 10,000,000 Thalern. 

Die Zinſen mit 44 Prozent für das Jahr find gegen die Agde 
7 = Januar und 1. Juli jeden Jahres zahlbaren halbjährigen Zinskupons zu 
rheben. 


Berlin, den en . 18.. 
Das Direktorium der Berlin Votsdam- Magdeburger Eiſenbahn— 
geſellſchaft. 


(Drei Unterſchriften.) 
(Trockener Stempel.) 


| Schema . 
EAN. 


Inhaber empfängt gegen dieſen Talon nach Maßgabe des $. 3. des 
Privilegiums vom ri 18.. in Berlin bei unſerer Geſellſchafts⸗ 
aſſe die .. te Serie der Zinskupons zur Prioritäts-Obligation der Berlin. 
Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft 


Littr. D. Neue Emiſſion M ..... 
Berlin, den en 18. 
Das Direktorium der Berlin-Potsdam-Magdeburger Eiſenbahn— 
f geſellſchaft. 
Ausgefertigt: 
Gr. 7993) Serie 


u r r 


Do 


Ä Serie MM ..... 
ei DD 

zur 

Prioritaͤts⸗Obligation 
der 

Berlin-Potsdam-Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft 
Littr. D. Neue Emiſſion . 
N Thaler ..... Silbergroſchen hat Inhaber dieſes vom ... 


ab in Berlin aus unſerer Geſellſchaftskaſſe zu erheben. 
Dieſer Zinskupon wird ungültig und werthlos, wenn er nicht binnen vier 
Jahren nach der Verfallzeit zur Zahlung präſentirt wird. 


Berlin, den ten 18. 


Das Direktorium der Berlin-Potsdam-Magdeburger Eiſenbahn⸗ 
| geſellſchaft. 
Ausgefertigt: 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


